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Geplant war eigentlich eine Revision auf 
Gesetzesstufe. Der Bundesrat hatte hierfür 
am 30. Mai 2008 einen Vorentwurf zur Total-
revision des Bundesgesetzes über das öffent-
liche Beschaffungswesen (VE BöB) in Ver-
nehmlassung geschickt. Diese Revision hatte 
vier Ziele: die Modernisierung, Flexibilisie-
rung, Klärung und Harmonisierung des Be-
schaffungsrechts von Bund und Kantonen. 
Das letzte Ziel, die Harmonisierung zwischen 
Bundes- und kantonalem Recht, sollte durch 
eine Teilvereinheitlichung erreicht werden. 
Die Vernehmlassung stiess auf ein reges Inte-
resse: Mehr als 140 Stellungnahmen wurden 
eingereicht. Der Bundesrat hat die wich-

tigsten Vernehmlassungsergebnisse am 
17. Juni 2009 zur Kenntnis genommen. Hier-
zu gehörte insbesondere die Tatsache, dass 
die Kantone – entgegen der Meinung der 
wichtigsten Wirtschaftsverbände – die Teil-
vereinheitlichung fast geschlossen ablehnten. 
Nur ein einziger Kanton, nämlich der Kan-
ton Bern, stimmte dem Vorschlag des Bun-
desrates zu. 

Verordnungsänderung vorgezogen

Seit der Eröffnung der Vernehmlassung 
hatte sich die Wirtschaftslage stark ver-
schlechtert. Zudem verzögerten sich die  
Verhandlungen zur Revision des WTO-
Übereinkommens über das öffentliche Be-
schaffungswesen (GPA; SR 0.632.231.422). 
Dieses Abkommen bildet die Grundlage so-
wohl der kantonalen als auch der Bundeser-
lasse. Angesichts dieser Umstände hat der 
Bundesrat am 17. Juni 2009 beschlossen, ver-
schiedene Neuerungen im VE BöB, die sich 
günstig auf die Konjunktur auswirken kön-
nen, rasch umzusetzen und eine Revision der 
Verordnung über das öffentliche Beschaf-
fungswesen (VoeB; SR 172.056.11) vorzuzie-
hen. Es sollten Vorschläge des VE BöB um
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einer im Geschäftsverkehr üblichen Form 
eingereicht werden. Das kann im Einzelfall 
bedeuten, dass Angebote elektronisch einge-
reicht werden dürfen, wobei nicht einmal 
eine qualifizierte elektronische Signatur zwin-
gend notwendig ist. Lockert die Auftraggebe-
rin die Formvorschriften, können die Anbie-
terinnen ihre Angebote aber weiterhin auch 
in schriftlicher Form einreichen. Zudem 
muss die Auftraggeberin sie spätestens in den 
Ausschreibungsunterlagen auf die erleich
terten Formerfordernisse hinweisen. Wurden 
die Formvorschriften gelockert, so kann der 
Vertrag konsequenterweise auch in der ge-
wählten Form abgeschlossen werden (Art. 29 
Abs. 2 VöB). 

Mit der Revision der VöB sollten auch die 
rechtlichen Rahmenbedingungen für die 
vollständig elektronische Abwicklung von 
öffentlichen Beschaffungsverfahren geschaf-
fen werden. Von der konsequenten Nutzung 
elektronischer Hilfsmittel im Beschaffungs-
prozess – von der Bedarfsmeldung bis  
hin zur Fakturierung – verspricht sich der 
Bundesrat mittel- bis langfristig erhebliche 
Einsparungen und Effizienzgewinne für die 
öffentliche Hand und die Anbieter. Ent
sprechend wurde auch das bisherige Publi
kationsorgan, das «Schweizerische Handels-
amtsblatt» in Papierform, durch die elektro- 
nische Plattform www.simap.ch ersetzt. Da 
auch die meisten Kantone und Gemeinden 
ihre Publikationen auf dieser Plattform pu-
blizieren und die Abfragen unentgeltlich sind 
(Art. 8 VöB), senken sich die mit der Suche 
nach Aufträgen verbundenen Kosten der po-
tenziellen Anbieterinnen. 

Beschleunigung und Zahlungsfristen

«Beschaffungsverfahren dauern viel zu lan-
ge.» Das Beschaffungsrecht gibt tatsächlich 
bestimmte Mindestfristen vor, die eingehal-
ten werden müssen (z.B. 40 Tage für die Ein-
reichung von Offerten). Bereits das internati-
onale Recht sieht jedoch Gründe vor, diese 
Minimalfristen zu verkürzen. Diese Möglich-
keiten werden neu explizit in der VöB geregelt 
(Art. 19a). Neben dem wohl prominentesten 
Grund der Dringlichkeit werden noch zwei 
weitere Möglichkeiten genannt, die eines ge-
meinsam haben: Die Anbieterinnen müssen 
noch vor der eigentlichen Ausschreibung in-
formiert werden, dass eine Beschaffung mit 
verkürzten Fristen bevorsteht. Das ermögli-
cht ihnen, sich hinreichend früh vorzuberei-
ten und Zeit und Personalkapazitäten so ein-
zuplanen, dass sie die Fristverkürzungen 
auffangen können. 

Verkürzt werden auch Fristen für die Auf-
traggeberinnen: Neu wird explizit festgehal-
ten, dass die Auftraggeberin mit den Anbie-
terinnen eine Zahlungsfrist vereinbart, die in 

gesetzt werden, die im Rahmen der 
Vernehmlassung grundsätzlich auf Zustim-
mung gestossen waren und auf Verordnungs-
stufe umgesetzt werden dürfen. Die laufende 
Totalrevision des Bundesgesetzes über das 
öffentliche Beschaffungswesen (BöB; SR 
172.056.1) sollte erst anschliessend fortge-
setzt werden. Die Arbeiten gingen zügig vo-
ran, sodass der Bundesrat bereits am 18. No-
vember 2009 die Änderung der Verordnung 
über das öffentliche Beschaffungswesen (neu: 
VöB) verabschieden und auf den 1. Januar 
2010 in Kraft setzen konnte. 

Ziele der Revision 

Die Teilvereinheitlichung des Beschaf-
fungsrechts wurde von den Kantonen aus 
föderalistischen Gründen abgelehnt. Der 
Bundesrat sah deshalb – trotz starker Unter-
stützung durch die Wirtschaft – von der Har-
monisierung ab. An den anderen drei Revisi-
onszielen des VE BöB hielt er hingegen fest: 
Das Beschaffungsrecht des Bundes sollte mo-
dernisiert und flexibilisiert werden und be-
stehende Rechtsunsicherheiten geklärt wer-
den. Unter dem Titel der Modernisierung 
wurden insbesondere Regelungen zu den 
neuen Informationstechnologien eingeführt 
und das bisherige Publikationsorgan durch 
eine elektronische Publikationsplattform er- 
setzt. Die Flexibilisierung soll vor allem durch 
die Regelung der so genannten «funktiona
len» Ausschreibung und des Dialoges be-
werkstelligt werden. Eine Klärung wurde so-
dann in Themen wie der Vorbefassung und 
den Fristverkürzungen gesucht. Der Bundes-
rat beabsichtigte, durch diese Neuerungen 
die Vergabeverfahren zu beschleunigen, 
unnötige Bürokratie abzubauen und Kosten 
einzusparen. 

Nachfolgend werden die wichtigsten Neue
rungen der Revision beleuchtet. Zu Beginn 
eines jeden Abschnittes wird jeweils eine 
These formuliert (in Anführungszeichen  
und kursiv), die sich kritisch zum Beschaf-
fungsrecht äussert. Anschliessend wird dar-
gestellt, inwieweit die Verordnungsrevision 
diesen Kritikpunkten Rechnung getragen 
hat. 

Entbürokratisierung und E-Procurement

«Das Beschaffungsrecht ist zu formali-
stisch.» Tatsächlich durfte die Auftraggeberin 
bis anhin nur bei der Beschaffung von Gü-
tern an Warenbörsen auf die Einholung 
schriftlicher Angebote verzichten. Diese 
Formstrenge wird nun gelockert (Art. 20 
VöB): Neu kann die Auftraggeberin bei allen 
Arten von Beschaffungen auf die Einrei-
chung von schriftlichen Angeboten verzich-
ten. Sie kann zulassen, dass Angebote auch in 
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sen, kann sie zudem noch einen Dialog mit 
den Anbieterinnen eröffnen. Damit  können 
die von den Anbieterinnen eingebrachten 
Vorschläge bereits in einer frühen Phase des 
Verfahrens gemeinsam besprochen und wei-
terentwickelt werden. Die Auftraggeberin hat 
allerdings auch im Dialog den vertraulichen 
Charakter sämtlicher von den Anbieterinnen 
gemachten Angaben zu wahren. Zudem hat 
die Auftraggeberin im Voraus bekanntzuge-
ben, wie sie die Teilnahme der Anbieterinnen 
am Dialog und die Nutzung ihrer einge-
brachten Vorschläge vergüten wird. Das Ein-
bringen von Know-how wird noch durch ei-
ne weitere Regelung gefördert: Varianten 
sollen nur noch ausnahmsweise ausgeschlos-
sen werden dürfen (Art. 22a VöB). Zudem 
wird der Innovationsgehalt eines Angebotes 
neu explizit als Zuschlagskriterium genannt 
(Art. 27 Abs. 2 VöB).

Nachhaltigkeit und Schwellenwerte

«Im öffentlichen Beschaffungswesen haben 
die Konkurrenten nicht gleich lange Spiesse.» 
Werden Leistungen im Ausland erbracht, 
wird neu festgehalten, dass die Anbieterinnen 
zumindest die Einhaltung der Kernüberein-
kommen der internationalen Arbeitsorgani-
sation zu gewährleisten haben (Art. 7 Abs. 2 
VöB). Zu diesen Kernübereinkommen gehö-
ren insbesondere die Abkommen über Kin-
der-, Zwangs- oder Pflichtarbeit (Anhang 
2a). Zudem gilt: Der Bund will Leistungen 
beschaffen, die über ihren gesamten Lebens-
weg betrachtet hohen wirtschaftlichen, sozi-
alen und ökologischen Anforderungen genü-
gen. Unter diesem Aspekt ist auch die 
explizite Nennung von Zuschlagskriterien 
(wie beispielsweise der Nachhaltigkeit oder 
der so genannten Lebenswegkosten) zu se-
hen (Art. 27 Abs. 2 VöB). Die Zuschlagskrite-
rien müssen aber in einem sachlichen  
Zusammenhang mit dem Beschaffungsge-
genstand stehen. Deshalb werden vergabe-
fremde Kriterien (wie zum Beispiel die An-
zahl der Ausbildungsplätze) nicht als 
Zuschlagskriterien zugelassen. Sie würden 
den Wettbewerb einschränken und sich ver-
zerrend auf die Ermittlung des wirtschaftlich 
günstigsten Angebotes auswirken. Sind zwei 
Angebote von schweizerischen Anbiete-
rinnen hingegen gleichwertig, soll diejenige 
Anbieterin den Zuschlag erhalten, die mehr 
Ausbildungsplätze anbietet und damit eine 
gesamtwirtschaftliche Verantwortung trägt 
(Art. 27 Abs. 3 VöB). 

Erhöht wurden die Schwellenwerte, bis zu 
welchen noch ein freihändiges Verfahren zu-
lässig ist. Für die Beschaffung von Dienst
leistungen wird dieser Schwellenwert von 
50 000 auf 150 000 Franken angehoben. Die-
selbe Höhe gilt neu auch für Bauleistungen, 

der Regel 30 Tage ab Eingang der Rechnung 
nicht überschreitet (Art. 29a VöB). Für den 
Baubereich wurde diese Regelung vom Eidg. 
Finanzdepartement (EFD) durch die Wei-
sung bzw. Empfehlung über die Festsetzung 
der Zahlungsfristen des Bundes bei Mitglie-
dern der Koordinationskonferenz der Bau- 
und Liegenschaftsorgane der öffentlichen 
Bauherren (KBOB) noch konkretisiert. Eine 
Beschleunigung der Verfahren bringt zudem 
die neue Regelung, dass die Auftraggebe-
rinnen einen Zuschlag bereits nach 30 und 
nicht wie bis anhin nach 72 Tagen publizie-
ren müssen (Art. 28 VöB). 

Vorbefassung und Innovation

«Das Beschaffungsrecht ist zu starr und zu 
unflexibel.» Das Gebot der Gleichbehandlung 
verpflichtet die Auftraggeberin, keine Anbie-
terin gegenüber ihren Konkurrentinnen zu 
bevorteilen. Zieht die Beschaffungsstelle eine 
Anbieterin bei der Vorbereitung einer Aus-
schreibung bei, erlangt diese dadurch oftmals 
einen Wettbewerbsvorteil. Müsste sie deshalb 
immer vom weiteren Verfahren ausgeschlos-
sen werden, könnte dies zu einem Verlust an 
Know-how führen. Die Verordnung regelt 
die Thematik der so genannten Vorbefassung 
erstmals explizit, und zwar in einer flexiblen 
Art (Art. 21a VöB): Eine vorbefasste Anbie-
terin darf nur dann nicht mehr am Verfahren 
teilnehmen, wenn ihr Wettbewerbsvorteil 
nicht mehr mit geeigneten Mitteln ausgegli-
chen werden kann. Und selbst wenn der 
Wettbewerbsvorteil nicht ausgeglichen wer-
den kann, darf die Auftraggeberin auf den 
Ausschluss der vorbefassten Anbieterin aus-
nahmsweise verzichten, wenn dieser den 
wirksamen Wettbewerb gefährden würde. 
Dies wäre beispielsweise der Fall, wenn nach 
dem Ausschluss der vorbefassten Anbieterin 
nur noch eine einzige potenzielle Konkur-
rentin übrig bleiben würde. 

Neu wird auch die so genannte «funktio-
nale» Ausschreibung explizit geregelt (Art. 
16a Abs. 2 VöB). Bei der funktionalen Aus-
schreibung verzichtet die Beschaffungsstelle 
auf die konkrete Umschreibung der zu be-
schaffenden Leistung und gibt stattdessen 
nur die Ziele vor, die sie mit der Beschaffung 
erreichen will. Dadurch kann sie bereits bei 
der Präzisierung und Konkretisierung des 
Beschaffungsgegenstandes bestmöglich auf 
das Sachwissen und die Kreativität der An-
bieter zugreifen. In der Konsequenz sind die 
Angebote aber nur schwer zu vergleichen. 
Deshalb wird verlangt, dass die Beschaf-
fungsstelle zumindest mitteilt, welche Anfor-
derungen alle Angebote zwingend erfüllen 
müssen. Verlangt sie bei komplexen Beschaf-
fungen von den Anbieterinnen die Eingabe 
von Lösungsvorschlägen oder Vorgehenswei-
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einzuladenden Anbieterinnen mindestens ei-
ne ortsfremd sein soll (Art. 35 Abs. 2 VöB). 

Ausblick

Die vorgezogene Verordnungsrevision ist 
in Kraft getreten. Nun stellt sich die Frage: 
Was folgt als Nächstes? Der Bundesrat hat an 
seiner Sitzung vom 17. Juni 2009 festgehal-
ten, dass das EFD einen neuen Entwurf für 
ein revidiertes Bundesgesetz vorlegen soll, 
wobei insbesondere der Fortgang der Revisi-
on des GPA zu berücksichtigen sei.1 In einem 
Punkt forderte er ein anderes Departement 
allerdings zu schnellem Handeln auf: Das 
Eidg. Departement für Umwelt, Verkehr, En-
ergie und Kommunikation (Uvek) wurde be-
auftragt, rasch einen Antrag für eine Teilrevi-
sion vorzulegen. Dieser soll zumindest 
Vorschläge für eine revidierte Regelung der 
aufschiebenden Wirkung und zum Weiter-
zug an das Bundesgericht enthalten. Die 
Kantone haben zudem Bereitschaft signali-
siert, auf ihrer Ebene die Harmonisierung 
weiter zu fördern. Damit gilt wohl auch in 
naher Zukunft: Die einzige Konstante im Be-
schaffungsrecht ist der Wandel.� 

die bis anhin bereits ab 100 000 Franken in 
einem Einladungsverfahren beschafft werden 
mussten (Art. 36 Abs. 2 Bst. b VöB). Diese 
Erhöhungen sind aus volkswirtschaftlicher 
Sicht sinnvoll. Bei den bisherigen Schwellen-
werten war der Nutzen des Wettbewerbes 
fraglich; zu hoch waren oftmals der Aufwand 
der Anbieterinnen für die Erstellung ihrer 
Angebote und der Aufwand der Auftraggebe-
rinnen für den Offertenvergleich. Neu erhält 
die Auftraggeberin zudem die Möglichkeit, 
einen Folgeauftrag freihändig zu vergeben, 
wenn ein Anbieterwechsel aus wirtschaft-
lichen oder technischen Gründen nicht  
möglich ist oder für sie erhebliche Schwie
rigkeiten oder unverhältnismässige kosten-
steigerungen zur Folge hätte. Dies ist aller-
dings nur zulässig, wenn der Grundauftrag 
nicht ebenfalls schon freihändig vergeben 
wurde (Art. 36 Abs. 2 Bst. d VöB). Betriebs-
wirtschaftliche Gründe rechtfertigen zudem 
nur ausnahmsweise, dass bei wiederkeh-
renden Leistungen eine längere Vertragsdau-
er als fünf Jahre festgelegt wird (Art. 15a 
VöB). Ist schliesslich ein Einladungsverfah-
ren durchzuführen, wird zur Verhinderung 
von Absprachen neu verlangt, dass von den 

1	 Siehe hierzu den Beitrag von P. Leduc auf S. 19 ff. im 
vorliegenden Heft.


